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Die Verordnung als Privatrechtstitel“). 
Bon Geh. Rath C. J. Schmitt in Garleruhe. 


Die kleine Ausführung Fe Nr. 17 der Zeitſchoft für badiſche 
Verwaltung und Verwaltungsrechtopflege von 1870 über die Frage, 
ob die Verordnung einen Rechtstttel zu einer verwaltungsge⸗ 
richtliche Klage bilde, hat der von Herrn Dr. Jäger redigirten, 
in Wien erſcheinenden Oeſterreichiſchen Zeitſchrift für Verwaltung vom 
laufenden Jahre Anlaß zu mehreren weiteren Erörterungen gegeben. 
Wir konneu und über das Intereſſe, welches die aufgeworfene Frage 
dort erregt hat, nur freuen, da nur dann ein Fortſchritt auf dem 
neuen Felde der Verwalkungsrechtspflege errungen werden wird, wenn 
die Jurisprudenz einmal anfängt, dasſelbe ernſtlich ihrer techniſchen 
Bearbeitung zu unterziehen. Man wird noch lange genug zu thun 
haben, bis man bierin zur Höhe der techniſchen Bearbeitung des 
Pribatrechts gelangt, obgleich gewiß iſt, daß das Verwaltungsrecht ſo⸗ 
wohl am Fülle geiftigen Inhalts, wie an Feinheit zuriſtiſcher Conſtrue⸗ 
tion das bürgerliche Recht übertreffen wird Juzwiſcheu wollen wir 
fortfahren, dazu nach Kräften beizutragen, was Nachdeuken und Er⸗ 
fahrung uns eingibt, wenn gleich es einem Praktiker nicht leicht wer⸗ 
den wird, mit juriſtiſchen Theoretikern von Beruf zu coneurkiren. 

Zunächſt wollen wir dem allgemeinen Widerſpruche begegnen, 
den Herr Dr. v. Kißling in Linz in Nr. 7 der Oeſterreichiſchen Zeit- 


+) Wir drucken dleſen Aufſoß aus der „Beitichrift für babifche Verwaltung und 
Verwaltüngsrechtpflege“ (Nr. 7 de 1871) ab. Derjelbe enthält einen welleren ſehr 
ſchözenswerlhen Beitrag zu den an den Nummern 4, 8, 7, 9 und 10 bed Beurigen 
Jahrganges unferer Zelkſchrift enthaltenen Erbrterungen über Verwallungsgerlchls⸗ 
barkeit, Mie hielten uns zugleich aber auch verpflichtet, biefen Aufſog bier zu zepro. 
duckren, weil derſelbe eine Eutgegnung auf die Angriffe enthalt, welche die Anſichten 
des Herrn Gehefinrathes G. J. Schmitt durch untere Zeitſchrift erfahren haben. Wir 
können ung über bie Beachtung der von unferer Zeitſchrift gebrachten Grorterungen 
um gleichfalls leßhaft freuen. Durch ſolchen Kampf Tann nur die Sache gewinnen, 
was wir von Herzen winfchen und wazu wir nach Kräften beizutragen ftets bemüht 
ſein werden. Bem d. Red. 


ſchrift für Verwaltung vom Jahre 187 1 gegen unſere Anſicht erheben 
zu müſfen glaubte. 

Wenn er unlerläßt, denselben mil Gründen zu unterſtützen, jo 
geſchteht dies wohl, weil ſeiner Anſicht nach ſchon einige von ihm auf 
geführte Belſptele, in welchen den Einzelnen auch aus einer Verord⸗ 
nung unſtreitig ein Recht gegen die Verwaltung erwächst, genügen, 
um den von 115 nus in den Mund gelegten Satz „daß elne eins 
ſeitige Verordnung der Verwaltungsbehörde nicht den Rechtstitel zu 
elner Klage gegen die Organe des Staats bilden kann“, als einen 
irrigen darzuſtellen. 

Der Herr Gegner ſtimnſt vollkommen bei, wenn die Verwal⸗ 
tungs rechtöpflege als diejenige Staatsthätigkeſt bezeichnet wird, welche 
die Feſtſtelſuug und Wiederherſtellung angeblich verletzter, aber be⸗ 
ſtritteuer Rechte der Stantdangehörigen in ihren öffentliche recht 
lichen Beziehungen zur Verwaltung als ſolcher zum Zwecke hat, 

Handelt es ſich nun un die Frage, ob nicht nur ein Geſetz 
jondern auch eine Verordnung einen Rechtstitel zu einent derartigen 
Rechte des Einzelnen und folglich zu einer verwaltungsgerlcht⸗ 
lichen Klage abgeben konne, jo if klar, daß dadurch eine Erörterung 
darüber, ob und unter welchen Vorausſetzungen eine Verordnung etwa, 
ein Privatrecht und folglich den Titel zu einer bürgerlich⸗rechllichen 
Klage gegen die Verwaltung erzeuge, ausgeſchloſſen iſt. Per Gegen- 
ſtand unſerer Erörterung war ja nicht die Frage, ob eine Verordnung 
überhaupt ern Recht ded Einzelnen und damit überbaupt 
eine gerichtliche Klage, ſondern um, ob ſie ein öffentlichen 
Recht desſelben und damit eine verwaltungsgerichtliche Klage 
gegen die Verwaltung als ſolche, d t. als Verkreſerin der Staatsherr⸗ 
ſchaft begründen könne. Schon in unſerer früheren Erörterung „über 
die Parteien un Verwaltungsrechtsſtreite“ hatten wir daher der dort 
ſchon aufgeſtellten Behanptung, daß ſich ein Recht der Staats⸗ 
angehörigen gegen die Staatsverwaltung als ſolche auf unver- 
brüchliche Befolgung ihrer eigenen Verordunngen nicht conſtrutren 
laſſe, die ausdrückliche Anmerkung hinzugefügt, „daß die Fälle, 
wo durch eine Verordnung klagbare Privatrechte der Einzel⸗ 
nen gegen die Verwaltung erzeugt werden, nicht hieher gehoren“, 
Dieſe Beſchränkung unseres Satzed auf das Gebiet des Verwal⸗ 
tunghrechts haben wir in unſerer jüngſten Erörterung gauz bes 
ſtimmt und deutlich wiederholt. Wenn nun Herr Dr. v. Kißling uns 
jenen Satz demungeachtet als einen allgemefuen für das ganze Rechts⸗ 
gebiet aufgeftellten unterlegt, fo müfſen wir uns hiegegen entſchieden 
verwahren. Wir haben dies nirgends gethan. Beſchränkt man denſelben 
aber, wie wir ausdrücklich hervorheben, auf den Kreis des Verwaltungs⸗ 
rechts, ſo kann mau ihn wicht Damit widerlegen, daß man ſich, wie 
unſer Herr Gegner ihnt, auf Beispiele beruft, die aus einem anderen 
Rechtsgebiete, nämlich aus jeuem des bürgerlichen Rechts ent 
nommen ſind. Wir ſind zwar der Meinung, daß das allgemeine 
Weſen eines fubjechiven Rechts ſich überall gleich bleibe, mag nun 
ein ſolches dem Einzelnen gegen die Wee als Vertreterin 
der Staatsherrſchaft oder bes f. g. Fiscus zuſtehen, und daß es hier 
wie dort nur einen ſicheren Weg zur Schlichtung eines hierüber 


beſtehenden Streits gebe, nämlich den des gerichtlichen Austrages. 
Allein da man bisher die Aburtheilung von Rechtsſtreitigkeiten der 
Einzelnen mit der Verwaltung als Vertreterin der Staatsherrſchaft 
einem eigentlichen Gerichte entzogen hatte und jetzt erſt aufängt, auch 
dieſe, jedoch vorerſt noch an beſondere Verwaltungsgertchte 
zu verweiſen, fo bleibt es immerhin noch von gauz weſenllichem pral⸗ 
tiſchen Belang, mit einer ſonſt nicht nöthigen Schärfe zu unterſuchen, 
ob ein ſubjeclives Recht, worin ſich der Einzelue durch eine Handlung 
der Verwaltung verletzt erachtet, dieſer gegenüber als Vertreterin der 
Staatsherrſchaft oder des ſ. g. Fiscus behauptet wird. Beachtet man 
dieſen Unterſchied nicht, fo wird man über die Competenz der be 
ſonderen Verwaltungsgerichte ne ins Reine kommen, wiewohl ſelbſt 
dann die Staateangehörigen fich noch oft genug den Kopf zerbrechen 
müſſen, um wegen Augehung des zuftändigen Gerichtes hergus zu 
theoretiſiren, ob ehr jebenfalle unverſetzliches und nur nach einer 
Methode ſtcher zu conſtatireudes Recht gegen die Verwaltung ein ſ. g. 
öffentliches oder privates iſt. Für die Frage der Entſtehung uud 
Veränderung der Rechte der Einzelnen gegenüber der Staatsver⸗ 
waltung bleibt jener Unterſchied allerdings unter allen Umſtäuden von 
Belang. Wollten wir denſelben und damft die verſchiedene rechtliche Stel⸗ 
Yung der Staatsperſönlichkeit zu den Einzelperſönlichkeiten darlegen, fo 
konnte dies uur geſchechen, indem wir an eine ſtreng wiſſenſchaftliche 
Erörterung der Prineipien des Rechts überhaupt anknüpfen, wozu hier 
kaum der Ort ſein dürfte. Wir beſchränken und daher auf die allge⸗ 
meine Bemerkung, daß wir durchaus nicht zu beſtreiten beabfichtigen, 
daß dem Einzelnen gegenüber der Verwaltung auf den Grund einer 
Verordnung ein bürgerliches Recht erwachſen könne, ſofern man 
nämlich unter Verorbunng ganz allgemein jede generelle Wllentz⸗ 
erklärung der Regierung verſtehen will. Wenn dieſelbe, wie uuſer 
Herr Gegner als Beiſpiel anführt, eine Verordnung über Zugskoſlen 
oder Diäten für Angeſtellte erlaſſen hat, fo erwachſen den beweffenden 
Einzeluen daraus, penn fie die unterſtellteu. Handlungen verrichten, 
allerdings Rechtsanſprüche gegen die Verwaltung, aber keine öffentlich⸗ 
rechtlichen, ſondern private. Dies wird überhaupt überall der Fall 
fein, wo die Verwaltung den Einzelnen mit einer Willeutzerklärung 
in Form einer Verordnung in ſolchen Lebensverhältniſſen entgegen⸗ 
tritt, bezüglich deren die Einzelnen allgemein geſeßlich nicht als durch 
die Verwaltung beherrſcht, ſondern als freſe, ſelbſiſtändige Rechts⸗ 
ſubjecte erſcheinen, welche nun erft durch Acceptalion jener adminiſtra⸗ 
tiven Erklärung oder ein ihr entſprechendes Handeln eigen Rechts⸗ 
auſpruch gegen die Verwaltung erwerben, der übrigens alsdann rein 
bürgerlich ⸗ rechtlicher Natur iſt, wie dies z. B. bei Verord⸗ 
nungen über öffentliche Bauarbeiten, Lieferungen, Verſteigerungen 
u. J. w. der Fall iſt. Aber felbft eigentliche Verordnungen der Ver⸗ 
waltung als Vertreterin der Staatsherrſchaft in Verhältniſſen, in 
welchen die Einzeluen dieſer allgemein geſetzlich als unterworfen 
gelten, können für dieſelben zu einem Rechtzerwerb gegenüber der 
Verwaltung Veranlaffung geben. Wenn nämlich ein Staatsange⸗ 
horiger auf den Grund einer ſolchen Verordnung ein von der Rechts. 
ordnung allgemein anerkauntes Lebensgut für fich geſchaffen oder ein 
ſo geſchaffenetz erworben hat, fo würde die der Verwaltung eingeräumte 
freie Möglichkeit, unter Zurücknahme ihrer Verordnung zu verlangen, 
daß nun auch der Einzelne ſein darauf gegründetes Lebensgut im 
Staalelntereſſe wieder rückgängig mache oder veruichte, dem allge: 
meinen Principe der Gerechtigkeit widerſprechen, welches verlangt, daß 
kein Staatsangehöriger dem Staate zu beſonderen und größeren 
Opfern gehalten fei, ols verhäͤltnißmäßig alle andern auch. Um in, 
dieſer Beztehung eine ſonſt beſtehende Rechts unficherhett zu beſeitlgen 
und deu Einzelnen vor Ungerechtigkeiten zu ſchüßen, beſtimmen deßhalb 
in der Regel beſondere Geſetze, daß in dergleichen Fällen die Ber 
waltung gegen den Einzelnen nur nach Maßgabe ſtaatlicher Expro⸗ 
priation, d. 1. gegen Entſchädigung vorgehen dürfe. Daß ein 
bierauf gerichſeter Rechtszauſpruch ebenfalls bürgerlich⸗rechtlicher Natur 
iſt brauchen wir kaum zu bemerken. Als Beiſptele hiefür berufen wir 
uns auf die Geſetze über die polizeiliche Bauerlaubuiß, über die poll⸗ 
zeilichen Anmeldungen ober Conceſſionen von Gewerbsunternehmungen, 
über die polizekliche Waſſergebrauchs⸗Regullrung “). Hat ein Staats⸗ 
angehöriger auf Grund ordnungsmäßiger allgemeiner oder beſonderer 
Verwaltungsanordnung ein Hans gebaut, ein Gewerbe gegründet, ein 


.) Weigl hieriiber auch bes Verfaffers Ushanbtng „über die Auftänbigkeit 
der Stanlsbehörden in Waſſerflretkigkeiten“ un bad. Eentralblatt 1870, Nr. 41— 43. 
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Waſſerwerk angelegt, fo kann es im öffentlichen Jutereſſe nicht wieder 
von der Verwaltung rückgängig gemacht werden, eg fet beim gegen 
Entfchäbigung des Beſſtzers. Gerade der Umſtand, daß man für 
nöthig fand, in dieſen Beziehungen die Verwaltung durch beſondere 
Gefetze zu beschränken, beweist aber, daß vom Standpunkt des 
poſitiven Rechts aus noch nicht geſagt werden kaun, eine Hand» 
luug der Verwaltung verletze das fubjertive Recht eines Einzelnen, 
weil er dadurch anders als Andere behandelt werde, vorausgeſetzt, 
daß die Verwaltung gegen den Einzelnen kein Geſetz über⸗ 
ſchritten hat. 

Das weitere Beiſpiel wegen Cinlöfung von Münzen, welches 
unſer Herr Gegner noch anführt, entzieht ſich uuſerem Verſtändulß. 

Wenn die öſterreichiſche Verwaltung gefeplich unbeſchränkt er⸗ 
mächtigt iſt, Landesmünzen in ihrem Werthe herabzuſetzen: fo iſt ſie 
über ben angemeſſenen Gebrauch dieſeß Stagtsrechtetz einem Einzel. 
nen nicht gerichtlich verautwortlich, wenn dieſer auch dadurch benach⸗ 
theiligt wird.“) 

Gegenüber unſerem zweiten gelehrten Seren Gegner (in Nr. 9 
und 10 der öſterreichiſchen Zeitſchrift für Verwaltung de 1871) 
müßten wir ſofork die Segel ſtreichen, könnten wir uns überzeugen, 
daß der Höhe des von ihm angeſchlagenen Tones die Tiefe ſeiner 
Gründe gleichkäme. So aber können wir uns vorläufig darauf beſchrän⸗ 
ken, au das Urtheil derjenigen zu appelliren, die ſich die Mühe 
geben wollen über die Verautworklichleſt der Regterung im Geifte 
eines conſtilutionellen Staates nachzudenken. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ausſpruch über unzuläſſigkelt der Reaſſumirung einer Verhand⸗ 

fung: welche von der Partei in Abſicht auf Nücforberung einer au⸗ 

geblich indebite geleiſteten öffentlichen Zahlung (Priviſegiaſtaxe) 
beauſprucht wird. 


Der Architekt Mathias V. wurde vom Wiener Magiſtrate 
im December 1852 verhalten aus Aulaß der käuflichen Erwerbung 
des Haufed Nr. 141 in der Alfervorſtadt die Büngerlaſtenreluttions⸗ 
lare mit 1416 fl. 40 kr. C. M. zu bezahlen und feine gegen dieſe 
Entſcheidung ergriffenen Reeurſe wurden von der nlederöſterreichiſchen 
Statthalterel und vom Miniſterium des Innern (mit Eutſcheidung 
vom 8. Juli 1853, 8. 17.402) zurückgewieſen. V. hat hierauf dieſe 
Taxe auch ratenwelſe eingezahlt. Im December 1869 ſchritt derſelbe 
jedoch um die Rückzahlung bieſes angeblich indebite geleiſteten Be⸗ 
trages ein, indem er anführte, daß, während er gegen die urſprüng⸗ 
liche Aufforderung zur Zahlung jener Taxe nur aus formellen 
Gründen recurritt habe, er nunmehr auf Grund gepflogener Nach⸗ 
forſchungen zu bewelſen in der Lage ſej, daß ihm die Taxe ganz 
indebite auferlegt wurde. Das Recht der Commune auf die Bürger» 
laſtenrelnitlongtaxe ſtehe der Commune bezüglich jenes Grundbeſihes 
zu, welcher im Jahre 1623 zur Stadt Wien dlenſtbar war; nun 
könne aber die Commune nicht nachwetſen, daß die Realität Nr. 141 
(Alſervorſtadt) im Jahre 1628 zur Commune Wien dienſtbar war. 

Die Bürgerlaſtenreluſtjonstaxe hat ihren Grund in dem Privi⸗ 
legium Ferdinands II. vom 18. Jult 1623, zufolge deffen der Wiener 
Bürgerſchaft das ausſchließliche Recht, Häufer und liegende Güter im 
Burgfrieden der Stadt Wien zu befiben, eingeräumt wurde, ſohin 
jeder un bürgerliche Erwerber einer ſolchen Realität verpflichtet war, 
dieſelbe jedem Bürger, der es verlangte, gegen Erlag des Schäßungs⸗ 
werthes abzutreten. Dieſes von Kaſſer Leopold I. beſtätigte Cine 
ſtandsrecht wurde ſpäter mit allerh. Entſchließung vom 15. März 
1750 in eine Poſſeſſionsfähigkeſtstaxe umgewandelt, welche ſeitdem 
jeder unbürgerliche Erwerber einer bürgerlichen Neglität mit eiuem 
Kreuzer vom Gulden des Kauſſchillingswerthes an die ſtädliſche Caſſe 
zu entrichten hatte. Bloß einige Hof und Staalsbeamte, die Uni⸗ 
verſitäts⸗ und Faenltätsmitglieder, fowie die chriſtlichen Großhändler 
waren von derſelben befreit. In Folge Hofderret vom 21. April 1788 


) Oos ift ſehr richtig. Das diesfalls von Dr. Krßling in gedachter Abhand. 
lung angeführte Beiſptel paßte gar nicht zum Gegeuſtande ber Erorterung. Denn 
ſeltes konnte lediglich die Erwägung der Frage nohelegen, ab die Regierung lerech⸗ 
liget fei, auf Grundlage des Geſetzes eine ſolche Verordnung zu exlaſſen. 

Bem. b. Reb. 


wurde dieſe Taxe aufgehoben. Ueber die beim Regierungsantritte 
Kaiſer Leopold II. vom Magiſtrate vorgebrachte Bitte wurde mit 
Hofdecrel vom 20. Jänner 1791, 3. 1549 geſtattet, daß die Poſſeſ⸗ 
ſlonsfähigkeltstaxe unter der Benennung „Bürgerlaſtenreluttionstaxe“ 
wieder eingehoben werden dürfe. Zu Folge Erlaſſes des k. k. Staats⸗ 
miniſteriums vom 27. November 1860, 3. 28.755 bezieht ſich die 
Bürgerlaſtenreluitivngtaxe nur auf bürgerliche Realitäten; als ſolche 
find aber nach dem Hofkammerdecrete vom 17. Februar 1830, 3. 5023 
nur jene anzufehen, welche im Burgſrieden der Stadt gelegen, und 
zum Grundbuche der Stadtgemefude dienſtbar find. 

Die Finanzprocuratur gab zum Begehren auf Reaſſumirung 
folgendes Rechtsgutachten ab? Wenn es ſich nach Lage der Aeten 
auch keineswegs mit Beſtimmthelt behaupten läßt, die fragliche Reali⸗ 
tät ſei vor dem Jahre 1700, reſpeckwe 1705 einem andern Gruad⸗ 
herrn als dem Magiſtrate, etwa dem Stifte Schotten oder dem 
Bürgerſpitale dienſtbar geweſen, fo ſtehe doch anberferts feſt, daß der 
Magiſtrat nur dann zur Ausübung des ihm eingeräumten Prlvilegiums 
der Behebung einer Taxe bei der Erwerbung einer bürgerlichen Rea⸗ 
lität von einem Nichtbirrger — berechtigt fei, wenn er das Vorhan⸗ 
denſein aller hiezu erforderten geſetzlichen Bedingungen au der, der 
Taxaufrechnung zu unterziehenden Realität nachzuweiſen im Stande 
iſt, ſpectell im vorliegenden Falle, wenn er nachweiſet, daß ihm die 
grundherrlichen und ortoobrigkeſtlichen Rechte über die Realität von 
von jeher, d. k. ſeit dem Jahre 1623 zugeſtanden haben. Es könne 
nicht der Partei, welche zur Berichtigung der Taxe verhalten wurde, 
aufgebürdet werden, nachzuweiſen, daß dem Magiſtrate hinſichtlich 
elner beftimmmten Realität als ſolcher das Privflegium der Reluitions⸗ 
tare nicht zuſtehe. Wenn in ähulfchen Fällen die Führung des Be⸗ 
weiſes ſtets der Partei überlaffen wurde, fo geſchah dies nicht mit 
Berechtigung; im Gegenthelle wäre der Magiſtrat aufzufordern, die zum 
Nachwelſe der ihm über die in Rede ſtehende Realltät ſeit dem Jahre 
1623 ununterbrochen zugeſtandene Grundherrlichkeit erforderlichen Bes 
helfe zu lieſeru. Sollte der Magiſtrat dieſelben zu erbringen nicht 
in der Lage fein, ſo wäre er zur Rückerſtattung der bereits gezahlten 
Taxe per 1416 fl. 40 kr EM. an Mathias V. zu verhalten. Dem 
finde auch der Umſtand nicht im Wege, daß der magiſſratiſche Zah 
lungsauftrag feitend der nied.⸗oͤſterr. Statthalterei und des Minifte 
riums des Junern beſtätiget wurde. Denn abgeſehen davon, daß da⸗ 
mals jene für das Perceptfonsrecht detz Magiltrates entscheidenden Um⸗ 
fände, die Gegenftaud der jetzigen Verhandlungen ſind, gar nicht zur 
Sprache kamen, jo iſt die Rechtskraft einer adminſſtrativen Entſchel⸗ 
dung nach anderen Grudſägen zu beurtheilen, als die Mechtöfunft 
eines richterlichen Erkeuntniſſes. Und felbſt ein rechtskräftiges richter⸗ 
liches Urkheil könne in Folge neu hervorgekommener Thatumſtände 
annullirt werden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 25. März 1871,38. 2190 
entſchiedeu, „daß, nachdem es ſich dermalen lediglich um die Beur⸗ 
theflung ſolcher Beweismittel handelt, von denen nicht behauptet werden 
kaun, daß fie der Partei im Jahre 1853 unzugänglich geweſen ſelen, 
die Reaſſumirung dieſer mit Mimiſterial⸗Entſcheidung vom 8. Juli 
1853, 3. 17.402 entschiedenen Angelegenheit, reſp. die Fällung einer 
neuen Entſcheidung unznläſſtg erſcheint“. . 


— 


Competenzſtreit im Falle der Forderung auf Zahlung eines Mech: 
nungsguthaheus des abgetretenen Gemeindevorſtehers ans der Ge⸗ 
meinderechnung“). 

Der Ausſpruch des Landesausfchuſſes in einer Competeuzſache iſt 
nicht maſigebend für die Begrundung eines Competenzeonflictes 
zwiſchen den Gerichten und den J. f. Verwaltungsbehörden. 


Martin L. legte als Gemeindevorſteher von St. E. die Ge⸗ 
meinderechnung vom 30. September 1867 über die Zeit vom 1. Jän⸗ 
ner bis Ende September 1867. Nachdem er ſich nach feinem Aus⸗ 
tritte aus dem Gemeindeamte vergeblich an die Gemeinde St. E. um 
Bezahlung des aus obiger Rechnung für ihn reſultirenden Guthabens 
per 278 fl. gewendet hatte, ſtellte er an den Landesausſchuß die 
Bitte um Verßaltung der Gemeinde zur Zahlung feines Guthabens. 


J Man veral. die Mittbellung in Nr. 14, S. ö biefeb Jahrganges (1971) 
ber geitſchrfl. 
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Der Landesausſchuß gab dieſem Erſuchen keine Folge, weil die Nech⸗ 
nung vom 30, September 1867 nicht ordnungsmäßig geprüft und 
adjuſtirt erſcheine und die Gemeinde verſchiedene Einwendungen da⸗ 
gegen erhebe. 

Nun betrat Martin L. den Rechtaweg und klagte die Gemeinde 
St. E auf Zahlung des Rechnungsguthabens per 278 fl., weil die 
Rechnung vom Gemeindeausſchuſſe geprüft und in Ordnung befunden 
worden ſei. Die Gemeinde wendete ein, daß die Rechnung niemals 
in einer Ausſchußſtzung geprüft und genehmigt worden fei, 

Mit Urtheil des Krelagerichtes in C. wurde die Gemeinde 
St. E. zur Zahlung obiger 278 fl. fammt Zinſen an Martin L. 
verfällt. 

Das Oberlandesgericht wendete ſich an den Landesausſchuß, um 
jene Anſicht in der Competenzfrage und ſprach fi dasſelbe dahin 
aus, daß dieſe Angelegenheit in dem dermaligen Stadium auf dem 
Rechtsweg gar nicht gehöre, und daß die Gemeinderechnung vorläufig 
im abminiſtrativen Wege der ordentlichen und rechtskräftigen Erle⸗ 
digung zuzuführen ſei 

Der Landesautſchuß erklärte, er ſchließe ſich der Anſicht des 
Oberlandesgerichtes, daß die vom Kläger gelegte Gemeinderechnung im 
8 Wege ihre ordentliche Erledigung noch nicht gefunden 

abe, au. 

Der oberſte Gerichtshof billigte jedoch dieſe Auficht nicht; 
„denn der Kläger Martin 2, fer nicht mehr Gemeindevorſteher; wenn 
er daher glaubt, daß er in Folge der von ihm gelegten und vom 
Gemeindeausſchuſſe agnoscitten Rechnung gegen die Gemeinde St. E. 
eine Geldforderung hat, welche dieſe nicht befriedigen will, ſo könne 
ihm der Rechtsweg nicht verwehrt werden. Sache des Richters werde 
eg fein zu entſcheſden, ob die Forderung durch den gelegten Rech⸗ 
nungsabſchluß als erwieſen anzuſehen ſei oder nicht.“ Der oberſte 
Gerichtshof glaubte daher dem k. k. Oberlandesgerlchte die Entſchei⸗ 
dung in zweiter Inſtanz auftragen zu ſollen, fepte ſich aber vorher mit 
dem Miniſterlum des Innern behufs deſſen Wohlmeſuung über die 
Competenzfrage ins Einvernehmen. 

Das Miniſterium des Innern ſprach in feiner Rücknoſe vom 
28. März 1871, 3, 8823 jeine Zuſtimmung zu der vom oberſten 
Gerichtshofe dargelegten Anſicht aus, daß die Entſcheidung in der 
erwähnten Angelegenheit im Wege der Juſtizbehörden zu erfolgen 
habe. Dieſe Autwortsnote enthielt noch folgenben weiteren Belfap: 
„Wenn der Landegausſchuß ſich dahin ausspricht, daß dleſe Angele⸗ 
genheit ſich vorerſt zur Austragung im ad miniſtrativen Wege eigne, 
ſo könnte hierunter keinetzfalls die Competenz der Stagtsbehörden, 
ſondern nur jene der autonomen Organe verſtanden werden, daher 
im vorliegenden Falle jeder Competenzconfliet zwiſchen den Gerichten 
und den landesfürſtlichen Verwaltungsbehörden ausgeſchloſſen iſt.“ 

M. 


Notizen. 


(Gründung von kirchlichen Urmenluftituten,) Dos füörſttzſchöfliche 
Geueralvfcarſat zu Teſchen iſt aus Anlaß der mit bem ſchleſiſchen Landeageſehe vom 
10, December 1869 (8. G. B. vom Jahre 1870, Nr. 4) angeoibneten Uebergabe bes 
Vennögene der in Schleſien beſtehenden Pfarrormeuunſtitute an bie Gemeinden um bie 
Bewilligung zur Gründung von kirchlichen Armenlinſtiluten eingeſchrttten, indem es gel. 
tend machte, daß die Armuth den Peſeſter mıffuche, daß es Pflicht desſelben fei ihr bilf. 
reich betzuſtehen, und es demnach wünſchenswerih erſchelne, diesfalls aus frewillig 
erlegten Gabel oder legirten Beträgen Fonde für bie Kirche zu gründen. Hlebel wurde 
hervorgehoben, daß es ſelbſtverſtändlch ſei, daß im Siune des g 5 des Landen 
geſetzes vom 10. December 1869 die Kirdjeneollegien verpflichtet würden, dene Ge⸗ 
meindeverſtande über Verlangen die aug dem kirchlichen Armenluſrünte gepflagene 
Betheilung von Armen bekannt zu geben. Die ſchleſiſche Landesregierung hat in der 
Erwägung. Daß das ſchleſiſche Landesgeſez vom 10. December 1869 bie Gründung 
selbständiger, unßerhalb der Verwaltung der Gemeinde ſteßender Armenfonde nicht 
ausſchlleße, mit Erlaß vom 1. Marz 1871, g. 909 dem fürſtbiſchö flichen General. 
bientiate eräffnel, daß gegen die beabſichtigte Gründung von kirchlichen Urmentnftl« 
Inten in Schlehen kein Anſtand erhuben werde. 

Der der Errichtung ſolcher Inſtitute zu Grunde liegende Gedanke iſt der, 
daß dieſe zu gründenden Armenfonde nicht allein für jetzt, ſondern auch für bie Zur 
kunft ber Kirche verbleiben follen, ſo daß fie ſtets einen Theſl des Klrchenvermögeus 
bilden, ber der Kirche nicht entzogen werden kann. Behufs Acttvleung der Sonde 
ſollen folgende Normen gelten: 1. Aus den an den Fejttagen und Sonntagen für die 


Armen von den Gläubigen in der Kirche geleisteten freiwilligen Opfergeldern, fowie 
aus anberen für dieſen Zweck legirten oder heſpendeten Beträgen ind womöglich kirch⸗ 
liche Armenluſtitute zu bilden, welche der Verwaltung des Mchencollegiums, ber Be. 
aufſichtigung der Erzprieſter und der fürſtbiſchöflſchen Reviftonsbehorde unterſtehen. 
2 Ueber die Gründung von dertel klechlichen Armeninſtitaten find eigene Gründungs. 
bücher aufzulegen, in welchen der finſtkiſchöfliche Erlaß, auf Grund deſſen die kͤch. 
lichen Armeninſtilute angelegt wurden, anzuführen, fowie ein genaues Wachſen ber 
bezüglichen Fuftitnte erſichtlich zu halten ift. 3 Ber feder für ein klechliches Armen. 
inftikut errichteten Stiftung iſt mit größter Präclfion in die Urkunde ble Beſtmmmung 
aufzunehmen, daß die Berthellung der hieraus bisponikel werdenden Armengelder, 
ausſchllehlich dem Kirchencollegto obliege und zuftehe 4. Snfoferne der Wille des 
Stiſters nicht enkgegenſſeht, foll es dem Kuchencolſegtum in dem Falle, ald Gefahr 
vorhunden ift, daß hie von ihne gegründeten kirchlichen Armemititnte feiner Verwal» 
tung entzogen werden, fretſtehen, das Vermögen der kiochbichen Armneuluſtitute mit 
Bewilligung bed Oberhirten für die Zwecke der Kirche, deren Vermögenütheil ſie 
bilden, zu verwenden, 


(Grnadſteuerſchäßungzaugelegenhelten. Claſſifieatrons di 
itrich Behlnderung von Mitgliedern der Bezirksſchätzunggcon⸗ 
miſſton und deren Vertretung.) Elnzelne Theile einer Gemeinde können nicht 
verſchledenen Claſſifttutronsdiſtrleteu zugewleſen werden. — Jeder Claſſiftcattoug⸗ 
diſtriet bildet in territorluler Beziehung eln ſür ſich abgeſchloſſeneg Ganzer, und der 
für die ökonvinkſchen aafzuſtellende Glafftfientionsbiftriet muß mil jenen für dle Wal. 
dungen zufanumenfallen. — Neber bie Frage, ob hei Erkrankung des bkonomiſchen Re. 
ferenten binſichtlich der Ausibung des Stimmrechts der Waldſchahungsreferent ein. 
kreten kann, wird benterkl, was nachfolgt: Es handelt ſich darum anszulegen, was 
„dauernd“ wat „zeitlich“ fei (5 12 det Gefetzes vom 24. Mai 1869 über die Rege⸗ 
lung ber Grundſtener, $ 10 der Geſchäftsordnung für die Bepieköfchekungdcommiflio - 
nen). Der Ausdruck „danernd“ des Gesetzes vom 24. Mar 2869 kann im Gegenſaße 
von „momentan“ nur in dem Sinne aufgefaht werben, daß für den Fall, als ein Mit: 
glied überhaupt much in der Lage iſt, den auberaumten Sttzungen während der ganzen 
Dauer derselben auzuwohnen, der Vorſtßende der ommiſſion verpflichtet tft, in sol. 
chen Pollen jebeämal den Erſozmann einzuberufen. Diele Muffaffung iſt un fo mehr 
begründet, teil dag Geſetz keine beſtimmte Dauer für die Verhinderung normirt hat 
und nach dem Geiſte desſelben für bie möglichſt vollhählige Anweſenhelt der Mitglleder 
Sorge zu tragen iſt. Nur in dem Falle, were Mitgkleder auf kurze Zeit, ehua Fir den 
einen ober anderen Tag iu der Gommiſſtousfihung zu erfcheinen verhludert ſind, wenn 
ſomitluur eine momentaue Verbinderung eintritt, wäre dle Bernfung des Grfelnramıred 
unbegründet. Wenn ber sronomiſche Referent duech Krankheit facktfch verhludert iſt, 
der anberaumten Sitzung beizuwohueu, erfcheint die Einberufung des Waldreferenten 
als Erſatznannes und die Ausübung des Stimmrechts durch denſelben gereibtfertiget. 
Es ift Vorſorge zu treffen, daß bei den Sitzungen wenigftens einer der Referenten 
Ingegen ſei (Erlaß des k. k. Sinnuzminiſtertums vom 18. Mai 1871, 8 3086.) 


Abminiftrativ-Wroceffwales.) In Folge der in neneſter Zett ge» 
ſchehenen Trennung des Meßuerdienſtes vom Lehrerblenſte entſtehen bezliglich der 
Noturalgiebigkeſten und des Anſpeuches darauf Gtuektigfeiten, luden ſowohl Kirche, 
wie Schule ſſch, reſpecklue den Meßner und den behrer für deu richtigen Bezugabe⸗ 
nrechligten hallen. Hier wird unn ein Erkenntulßverfahten nolhig Da nun die An. 
gelegenheit in qugesljone eine Angelegenheit den öffentlichen Rechtes ift, ſo ha. 
ben die politischen Behorden die Verhandlung zu Übernehmen und weulgſteus mit. 
delt proviſoriſchen Erkenntniſſes zum vorläufigen Austrage zu Bringen. (Erlaß 
der ſteermärkiſchen Statihaltere vom 10. Suni 1871, 3. 6522 


Verordnungen. 


Verordnung des Miuiſters bed Junern vom 26. Mal 1871, Z. 670, betreffend 

die Berftandigung der Bergbehörden ſowahl von der Ertheilung ber Conceffton 

als der Beſtimmung der Trace bei allen jenen Elſenßahnen, welche Bergban⸗ 
diſtricte hurchziehen. 

Nach den 85 4 und 5 der Miniſterialverordnung vom 2. Jänner 1859, R. G. 
Bl. Nr. 26 iſt den Sommiffionen (Breifahrungen) über die Verleihung von Gruben 
feldern, welche ſch über eine genehmigte Elſenbahn erſtracken ſollen, ſtets ein Verkreler 
der Eiſenbaßnunternehmung Deizuzießen, wornach die Verleihung elues solchen rue 
beuſeldes uur unter den in dieſer Verordnung normixten Beschränkungen des Berg 
baubetriebs ftattzufinben hat, für weiche dem Bergbauunternehmer Fein Entſchädigungs⸗ 
anſprnch gegen die Gifenhahn zusteht. 

Es bat ſich wiederholt der Fall ergeben, daß die Beiziehung der Unternehmer 
von genehinlgten Eiſenbahnen zu ſolchen Freffahrnngen deßhalb unterblieben ift, weil 
der Berglehorde bie ertheilte Sonceilion ober bie gewählte Trace dem Eſſenbahn nicht 
teihtyellig bekannt geworden war. 
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Un die Duchfährung der vorerwähnten Anordnung zu ſichern, erſuche ich 
einperftänblich mit dem f. k. Handele- und bem Ackerbauminſſtertunt Ener Hachwohl⸗ 
geboren, dafür forgen zu wollen, daß bel allen Eiſenbahnen, welche Bergbanddlſtrſete 
duechzlehen, ſowohl die Erlheilung der Goneeſſton als dle Beſtünnmung der Trate den 
eommpetenten Bergbehörden ohne Verzug bekannt gegeben werde. 


Erla des Miniſters des Junern tom 18. Jun 1871, 3. 7420, in Betreff des 
Aufrechtbeſtehens der Campetenz der 1. J. politiſchen Behörben zur Erteilung 
von Haufſebefugniſſen an Angehörige der Länder der ungariſchen Krone. 

Aus Anlaß ber in einem fpeciellen olle angeregten Frage, ob die biesfeitigen 
t. k polltiſchen Behörden competent ſelen, au Angehörige der Räuber der ungarischen 
Krone Hanſirbefugmſſe zu erkheilen, hat ſich das köngl. ung. Miniſtertunm fir Acker. 
bau, Induſirle und Handel mit der Note vom 24. Man 1871, 8. 8211 dahin ausge. 
ſprochen, daß rückljchtlich dieſer Gompeteng noch fortan gemäß g 5 des Honftepatentes 
vom Johre 1852 der Wohnſih bed Bewerlers maßgebend fei, well die Beftinmmengen 
dieſes ollerh. Patente durch den Aflikel XV bed Geſeßhes vom 24. December 1807, 
Nu. 3 des R. G. Bl. vom Jahre 1868 fin beide Reichshälften anfrecht erhalten 
wuerden und ketuerlei Aenderungen erlitten haben. 

Ich nehme keinen Anstand, diefer Auſicht des k. ung. Miuiſteriumg beizupflich. 
ten, und beehre mich hievon zur geſälligeu eigenen Darnachachlung un 
entſprechenden Auweffung der Wuterbehnrben in bie Keunlniß zu ſethen 


Perſonalien. 


Mojeftät hoben dem Hoſtothe deg gemeinfauren obersten Redhnungähofee 
Sunoeeng Berbahelyi v, Myıkra Zerdahely das Ritterkreuz des deopolbordens tarfter 
verliehen. 

ä Se. Majeftft haben den Hondrar-Legatlonoſecretär Anton Strauß zum 
Picecouful in Stmprng ernannt. 

Se. Majeftät Haben dem nieberländiſchen Generaleonſul Frlebrich Roſen berg. 
tapfret ben Orben der eifernen Krone III. El. vertiefen. 

Se. Majeltät haben dem Hef. und Mintſteualrath der Präſidlalſeetton des 
Miniſterimms des Aeußern Jofeph Protmann Ritter v. Oſtenegg bet deſſen Penſio⸗ 
uirung den Orden ber eifernen Krone II. GL verliehen. 

Se, Majeſtät haben eine in der Präfſdialſection des Dinifterimnd des Aeußeen 
in Erledigung gekommene Hof, und Minifteriafrathöftelle dem Generalconful in 
Muſtſchuk, Winiſterlalraſh Karl Ritter v. Wolfarth verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Rechnungsrevidenten J. Cl. bel der Direction für ab. 
miniftrative Stoliſk Anten Karl den Titel und Charakter eiues Rechnung. 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den, Gymnaſtalprofeſſor Or. Franz Danilo zum Stakt⸗ 
halterelrathe II El. und abminiftrativen Referenten beim halmal. Landesſchulrathe 
ernannt, 

Der Miniſtex und Reiter des Nderhamunifterimms hat den Forſtmeifter und 
Porſtrommiſſür bet der k. k. Stolthollerei für Tirol Adalbert Stoner zum Forſt. 
fufpector bei ber l. I. Ranbesregiermg in Kärnten ernanut, 

Der Miniſter des Innern hat den Atlfshmterbirechousabjueten Franz Kut. 
ſchera zu Divector ber den Mantpulationdimtern det Minſſterlums bed Innern 
ernannt. 

Der Miniſter des Innern Hat die Bauadiuncten Ed. Jantſch und Emanuel 
Schönßlch ler zu Ingenſeuns im Minifterium des Innern ernannt 

Der Binanzminifter hat den Rinaugconeipiften Dr. Wenzl Ne jedſy zum 
Mifffterialcunehpiften im Maanzmintſterkum ernannt 

Der Handelsminfſter hat den Poſtamtsverwalter in Karlsbad Karl Bauer 
zum Poſtonmtsverwaller in Wien ernannt. 

Der gemeinfame oberſte Rechnungshof hat ben Titular-Miſitär⸗Rechnungsralh 
Johann Roeſſe, die Militär Rechnungsoffleiale Anten Pferffer und Franz Kreſſe, 
den Rechnunggofflelal beim . Franz Morlez, den Rechuungg⸗ 


offtelal des ungarischen Fmanzt ſeriumz Fudwig Serler und den Rechnungoolfictal 
ben ungarſſchen Stnotstechnungshofe Karl v. Muchmaper zu giechnungerhen 
diefer gemeinſanten Gentratftelle ernannk. 


Erledigungen. 


Eontroistöftelle beim Hauptzollamte in Wels, mit 800 fl. Safreigehall even. 
1 0 1 5 mit 700 fl., 600 fl. und 500 fl, vis Ende Int. (Amtsbl. 
Ir. 168. 

Mehrere Binanzmag;-Sommiffäräftellen II. GI. zei der Binanglanbeebtrection 
für Böhmen mit 700 fl. Jahresgehalt und den foftemmäßigen Nebengebühren. bis 
Ende Julk (Amtabl. Rr. 168.) 

Bergarziesftelle in Pribcam mit 900 fl. Beſtollung und 700 fl. Retfepaufchate, 
bie 10. Auguft- (Amtsbl. Nr. 170.) m 5 

Grometelsſtellen, mehrere in Schleften, Taggeld von je g fl. bis 5. Auguſt. 
(Auntett Nr. 170.) 


— Der Jahrgang 1870 der Zeitſchrift 
für Verwaltung ſammt Index iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 


beziehen. 


Druck der . Wiener Zeitung 


Vir den Drud veranlwortlic C. Pifteri. 


